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Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
 
heute haben wir gegenüber dem Bund 
unsere Forderungen für einen Traif-
vertrag zur sozialen Absicherung aus 
Anlass der anstehenden Veränderun-
geprozesse beim BMVBS erhoben und 
begründet. Anwesend waren alle be-
teiligten Ministerien (BMI, BMF und 
BMVBS). Die Tarifverhandlungen wer-
den noch im Mai fortgesetzt; der ge-
naue Termin steht noch nicht fest.  
 
Im Einzelnen wurden dabei von uns 
folgenende Forderungen benannt: 

  Ausschluss von betriebsbedingten 
Beendigungskündigungen, ein-
schließlich Änderungskündigun-
gen. 

  Ausschluss von Versetzungen ge-
gen den Willen der Beschäftigten. 

 Keine finanziellen Nachteile durch 
mögliche Organisationsänderun-
gen. 

 Schaffung von Anreizen zur Mobili-
tätsförderung. 

 Keine Quotierung bei Altersteilzeit-
verträgen und Anspruch auf das 
Blockmodell. 

 Möglichkeit des freiwilligen Aus-
scheidens unter Zahlung von Ab-
findungen. 

 Einbeziehung der Beschäftigten 
und Interessenvertretungen ge-
währleisten und Verpflichtung zur 
Erstellung eines Personalentwick-
lungskonzeptes. 

 Fachkräftemangel vorbeugen – 
Ausbildungsquote vereinbaren, be-
fristete Übernahme bei Ausbildung 
über Bedarf. 

 Möglichkeit einer Ruhensregelung 
vereinbaren. 

 
Wir haben nochmals gegenüber dem 
Bund erklärt, dass der Geltungsbe-
reich des Tarifvertrages das gesamte 
BMVBS umfassen muss. Die Laufzeit 
muss mindestens 10 Jahre betragen. 
 
Nach einer kurzen internen Beratung  
meinten die Vertreterinnen und Vertre-
ter des Bundes: 
 
„Die Forderungen beinhalten an 
verschiedensten Stellen tarifpoliti-
schen Sprengstoff.“ 
 

ver.di-Forderungen zum Tarifvertrag „Reform 
BMVBS“  

gegenüber dem Bund erhoben: 
Tarifpolitischer Sprengstoff aus Sicht des Bundes 



 

 

Wir nehmen den Minister beim 
Wort!  
In dem aktuellen Mitarbeiterbrief hat 
Minister Dr. Ramsauer nochmals be-
tont, dass alle bisherigen Zusagen zur 
sozialverträglichen Umsetzung der Re-
form uneingeschränkt gelten.  
  
Jetzt müssen Taten folgen! 
Wir wollen diese Versprechen – z.B. 
keine betriebsbedingten Kündigungen, 
keine finanziellen Nachteile oder Ver-
setzungen gegen den Willen der Be-
schäftigten, nun endlich in einem Ta-
rifvertrag vereinbaren. 
 
Kein tarifpolitischer Sprengstoff! 
Was die Vertreterinnen und Vertreter 
des Bundes als tarifpolitischen Spreng-

stoff bezeichnen, sind Anreize für die 
Beschäftigten, freiwillig andere Tätig-
keiten oder Arbeitsorte anzunehmen. 
 
Zum Schluss haben die Vertreterinnen 
und Vertreter des Bundes erklärt, dass 
sie ein hohes Interesse an sachlich ver-
nünftige Regelungen haben. Sie wollen 
mit einem Tarifvertrag Vertrauen für 
die Reform und Verlässlichkeit für die 
Beschäftigten schaffen.  
 
Nehmen wir sie beim Wort! 
 

Mitmachen- ver.di-Mitglied  
werden: 

Online auf 
www.mitgliedwerden.verdi.de oder 

bei den ver.di-Vertrauensleuten 


